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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht
Rechtsbehelfe

I Formlose Rechtsbehelfe

	Art. 17 GG: Jedermann
hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden.
	Art. 115 Abs. 1 BV:

Alle Bewohner Bayerns haben das Recht, sich schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Behörden oder an den Landtag zu wenden.

	Gegenvorstellung
	Aufsichtsbeschwerde
	Dienstaufsichtsbeschwerde

	bei Ausgangsbehörde
	bei Aufsichtsbehörde
	bei Dienstvorgesetztem

	· formlos

· fristlos

· (fruchtlos)

· kostenfrei (Art. 3 Abs. 1 Nr. 11 KG)


II Förmlicher Rechtsbehelf Widerspruch

1. Sinn und Zweck (Doppelnatur)

	Verwaltungsgerichtliches
Vorverfahren
	Verwaltungsbehördliches
Rechtsbehelfsverfahren

	§ 68 VwGO
	§§ 72, 73 VwGO

	Fremdkontrolle der Verwaltung
	Selbstkontrolle (Entlastung der Gerichte)

	Rechtsschutz des Bürgers


2. Zuständige Widerspruchsbehörde

	§ 73 Abs. 1 VwGO
	Art. 119 GO

	1Hilft die Behörde dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchs-bescheid. 2Diesen erlässt

1.
die nächsthöhere Behörde, soweit nicht durch Gesetz eine andere höhere Behörde bestimmt wird,

2.
wenn die nächsthöhere Behörde eine oberste Bundes- oder oberste Landesbehörde ist, die Behörde, die den Ver-waltungsakt erlassen hat,

3.
in Selbstverwaltungs-angelegenheiten die Selbstverwaltungsbehör-de, soweit nicht durch Gesetz anderes bestimmt wird (vgl. Art. 119 GO).
	Den Widerspruchsbescheid

erlässt

1.
in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises die Rechtsaufsichtsbehörde, die dabei auf die Prüfung der Rechtmäßigkeit beschränkt ist; zuvor hat die Selbst-verwaltungsbehörde nach § 72 VwGO auch die Zweck-mäßigkeit zu überprüfen,

2.
in Angelegenheiten des
übertragenen Wirkungs-kreises
 die Fachaufsichts-behörde; ist Fachaufsichts-behörde eine oberste Landesbehörde, so entscheidet die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat; Art. 109 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung.




3. Erfolgsaussichten des Widerspruchs

a. Zulässigkeit gemäß Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

	Verwaltungsrechtsweg
	§ 40 Abs. 1
	öffentlich-rechtliche Streitigkeit

	
	
	nichtverfassungsrechtlicher Art

	
	
	keine Sonderzuweisung

	Statthaftigkeit


	§ 68
	Aufhebung oder Erlass eines VA

	Frist


	§ 70 Abs. 1


	ein Monat ab Bekanntgabe

	Form


	
	schriftlich oder zur Niederschrift

	Widerspruchsbefugnis (Beschwer)


	§ 42 Abs. 2 analog
	(mgl.) Verletzung eigener Rechte


b. Begründetheit

	„Anfechtungswiderspruch“
	„Verpflichtungswiderspruch“

	§ 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO
	§ 68 Abs. 2 VwGO

	Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren nachzuprüfen.
	Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt worden ist.

	§ 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO
	§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO:

	Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, hebt das Gericht den Verwaltungsakt und den etwaigen Widerspruchsbescheid auf.
	Soweit die Ablehnung oder

Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht das Gericht die Verpflichtung der Verwaltungsbehörde aus, die beantragte Amtshandlung vorzunehmen, wenn die Sache spruchreif ist.

	Aufhebung eines VA
	Erlass eines VA


III. Klagearten
	Gestaltungsklage
	Leistungsklage
	allgemeine Feststellungsklage

	§ 42 Abs. 1 VwGO: Durch Klage kann

die Aufhebung eines Verwaltungsakts (Anfechtungsklage) sowie

die Verurteilung

zum Erlass eines abgelehnten oder unterlassenen Verwaltungsakts (Verpflichtungs-klage)

begehrt werden.
	§ 43 Abs. 1 VwGO:

Durch Klage kann

die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses
oder der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts

begehrt werden ... (Feststellungsklage)


IV. Die aufschiebende Wirkung

1. Grundsatz (§ 80 Abs. 1 VwGO)

	1Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. 2Das gilt auch bei rechtsgestaltenden und feststellenden Verwaltungsakten sowie bei Verwaltungsakten mit Doppelwirkung (§ 80 a).


2. Ausnahmen (§ 80 Abs. 2 Satz 1 VwGO)

	Die aufschiebende Wirkung entfällt nur

	1. bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten,
	Beispiel: Kanalherstellungsbeiträge oder Abfallbeseitigungsgebühren sind auch im Falle des Widerspruchs gegen den Abgabenbescheid sogleich zu bezahlen.

	2. bei unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen von Polizeivollzugsbeamten,
	Beispiel: Ein Verkehrspolizist weist im Stau Kraftfahrer an, einen Fahrstreifen für den Notarztwagen frei zu machen.

	3.
in anderen durch Bundesgesetz oder für Landesrecht durch Landesgesetz vorgeschriebenen Fällen, insbesondere für Widersprüche und Klagen Dritter gegen Verwaltungsakte, die Investitionen oder die Schaffung von Arbeitsplätzen betreffen,
	Beispiel: Die aufschiebende Wirkung entfällt gemäß § 212 a BauGB beim Widerspruch eines Dritten gegen die bauaufsichtliche Genehmigung eines Vorhabens.

	4. in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.
	Beispiel: Die Bauaufsichtsbehörde verfügt eine Baueinstellung, weil der Bauherr ohne Genehmigung die Abstandsflächen zum Nachbargrundstück unterschreitet. Um weiterbauen zu können, legt der Bauherr gegen die Verfügung Widerspruch ein. Auf Antrag des Nachbarn ordnet die Behörde daraufhin die sofortige Vollziehung der Baueinstellungsverfügung an.


Lesen:

Peter Lehmann: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 111 – 113 (Nr. 10: Das System der Rechtsbehelfe gegen Verwaltungshandeln), S. 114 – 116 (Nr. 11: Formlose Rechtsbehelfe), 117 – 133 (Nr. 12: Das Widerspruchsverfahren), S. 65 – 66 (Nr. 6.3.2.3: Die Anordnung der sofortigen Vollziehung; teilweise überholt!), S. 134 – 140 (Nr. 13: Der verwaltungsgerichtliche Rechtsschutz), S. 141 – 148 (Nr. 14: Die verwaltungsgerichtlichen Klagearten)

� 	Z.B. Art. 7 Abs. 1 Satz 1 AGVersammlG.
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